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— die Mitwirkungshandlungen des Auftraggebers, wie die 
Übergabe von wissenschaftlich-technischen und ökonomi­
schen Forderungen und die Prüfung vorgelegter Teil­
ergebnisse,

— die Termine der Endleistungen, Zwischenleistungen und 
Mitwirkungshandlungen.

(2) Zur Erarbeitung von wissenschaftlich-technischen Stel­
lungnahmen zu Standardentwürfen oder zur Überprüfung 
bestehender Standards sollen insbesondere Vereinbarungen 
getroffen werden über

— die eindeutige Bestimmung der an die Stellungnahme 
gerichteten Anforderungen,

— den Umfang der zur Erarbeitung der Stellungnahme not­
wendigen Untersuchungen,

— die Verpflichtung des Auftragnehmers zur umfassenden 
technischen und ökonomischen Begründung von Ände­
rungsvorschlägen,

— die End- und Zwischentermine.

Überlassung eines wissenschaftlich-technischen 
Ergebnisses zur Nutzung

§32

(1) Überläßt der Auftragnehmer entsprechend den Rechts­
vorschriften* ein bereits vorhandenes wissenschaftlich-tech­
nisches Ergebnis dem Auftraggeber zur Nutzung, so hat er 
das Ergebnis in der vereinbarten Form dem Auftraggeber zu 
übertragen ued ihm die zur Anwendung des Ergebnisses 
erforderliche Unterstützung zu gewähren. Der Auftraggeber 
verpflichtet sich, die Leistung abzunehmen und das verein­
barte Entgelt zu zahlen.

(2) Ist das zur Nutzung überlassene Ergebnis in Erfüllung 
eines Vertrages über wissenschaftlich-technische Leistungen 
entstanden und sind beide Partner dieses Vertrages zur 
Überlassung des Ergebnisses an Dritte berechtigt, so ist der 
Partner, der das Ergebnis einem Dritten zur Nutzung über­
läßt, verpflichtet, den anderen Partner am Nutzungsentgelt 
zu beteiligen, wenn eine entsprechende Vereinbarung im 
Vertrag über die wissenschaftlich-technische Leistung getrof­
fen worden ist.

§33

Der Auftragnehmer garantiert, daß das überlassene wissen­
schaftlich-technische Ergebnis unter den Bedingungen des 
wissenschaftlich-technischen Erkenntnisstandes zum Zeit­
punkt des Vertragsabschlusses im vereinbarten Umfang nutz­
bar ist. Hierzu gehören die technische Verwendungsmöglich­
keit und der vereinbarte ökonomische Nutzen. Der verein­
barte Umfang der Nutzbarkeit ist bei der Bemessung des 
Nutzungsentgelts zu berücksichtigen.

Vergabe von Verfahren

§34

(1) Bei der Vergabe von Verfahren verpflichtet sich der 
Auftragnehmer (Verfahrensgeber), ein bei ihm vorhandenes 
Verfahren zur Herstellung von Erzeugnissen dem Auftrag­
geber zu übertragen, es für eine Zu errichtende oder zu ver­
vollkommnende Anlage produktionswirksam zu machen und, 
soweit dies vertraglich vereinbart ist, weiterzuentwickeln. Der 
Auftraggeber verpflichtet sich, in der vereinbarten Weise 
mitzuwirken und den vereinbarten Preis zu zahlen.

* Zur Zeit gilt die Anordnung vom 4. November 1971 über die ent­
geltliche Nutzung wissenschaftlich-technischer Ergebnisse innerhalb 
der Deutschen Demokratischen Republik — Nutzungsanordnung — 
(GBl. II Nr. 75 S. 641).

(2) Ist der Gegenstand eines Vertrages lediglich die Über­
lassung eines Verfahrens zur Nutzung, so gelten hierfür die 
§§ 32 und 33.

§35

(1) Die Partner haben, soweit erforderlich, insbesondere 
Vereinbarungen zu treffen über
— das Zusammenwirken der Partner bei der Projektierung 

der Anlage,
— die zu erreichenden Leistungsparameter,
— das Abnahmeverfahren,
— die Verwendung des Verfahrens bei Exportprojekten,
— die Weiterentwicklung des Verfahrens.

(2) Soweit in Rechtsvorschriften oder im Vertrag nichts 
anderes festgelegt ist, gehören zum Leistungsumfang des 
Auftragnehmers:
— die Übergabe der Verfahrensdokumentation in dem ver­

einbarten Umfange,
— die Übergabe der Anfahr-, Betriebs- und Havarievor­

schriften,

— die Überprüfung der erarbeiteten Projekte und die Bestä­
tigung ihrer verfahrenstechnischen Richtigkeit,

— die Durchführung von erforderlichen Versuchen,
— die Schulung, Anleitung und Einweisung des Leit- und 

- Betriebspersonals der Anlage,
— die Mitwirkung bei Funktionsproben,

— die Mitwirkung oder Leitung des Probebetriebes ent­
sprechend der vertraglichen Vereinbarung.

(3) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Auftraggeber 
bei der Anwendung des Verfahrens zu beraten.

(4) Die Garantiefrist endet nicht vor Ablauf der für die zu 
errichtende oder zu vervollkommnende Anlage bestehenden 
Garantiefrist.

§36

(1) Sind mehrere Partner an der Entwicklung oder Weiter­
entwicklung eines Verfahrens beteiligt oder sollen sie daran 
beteiligt werden, so können sie sich zu einer Gemeinschaft 
zusammenschließen. Im Vertrag sollen die Partner insbeson­
dere Vereinbarungen treffen über
— die Zielstellung und die gemeinsamen Aufgaben sowie die 

Art und Weise des Zusammenwirkens der beteiligten 
Betriebe bei ihrer Verwirklichung,

— den anteiligen Einsatz der personellen und finanziellen 
Kapazitäten,

— die Lösung schutzrechtlicher Aufgaben,
— die Verwertung wissenschaftlich-technischer Ergebnisse,
— die Herstellung von Beziehungen zu Partnern außerhalb 

der Gemeinschaft.

(2) Die Bildung einer Gemeinschaft entbindet die Partner 
nicht von der Pflicht, die notwendigen zwischenbetrieblichen 
Liefer- und Leistungsbeziehungen durch Leistungsverträge zu 
sichern.

4. A b s c h n i t t  

Materielle Verantwortlichkeit

§37

Vertragsstrafe und Schadenersatz

(1) Die Partner können, insbesondere unter Berücksichti­
gung des aus den spezifischen Bedingungen und der Art der 
Leistung sich ergebenden Risikos sowie des im Falle der


